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Berlin, den 20. April. Se. Majeſtät der König haben Aller— 
gnädig geruht: Den ſeitherigen Regierungs- Aſſeſſor Contzen zu 
Aachen zum Regierungs-Rath zu befördern; und dem Regierungs- 
Haupt⸗Kaſſen⸗Buchhalter Würtz zu Marienwerder den Charakter als 
Rechnungs-Rath zu verleihen. 


Ihre Königl. Hoheit die verwittwete Frau Großherzogin von 
Mecklenburg⸗Schwerin iſt geſtern nach Schwerin zurückgereiſt. 
— Se. Hoheit der Erbprinz von Anhalt-Deſſau iſt von Deſſau, 
der Minifter-Präfident, Graf von Brandenburg, und der Staatss 
Miniſter von der Heydt, von Erfurt hier angekommen. 


Deutſchland. 


© Berlin, den 18. April. Oeſterreich, das, in Bezug auf das 
Interim in der letzten Zeit mit Preußen nicht mehr unterhandelte, ver⸗ 
langt jetzt, daß ein Congreß von Bevollmächtigten der deutſchen Staa⸗ 
ten zuſammentrete, um über die Verlangerung des Juterims zu bera⸗ 
then. Nun find aber beide Großmächte darüber einig, daß die Vefug⸗ 
niſſe der Bundesbehörde nicht erweitert werden ſollen, und daß ſie ſel⸗ 
ber die Exekutivgewalt ee — ſieht u 33 

ieſer Hauptſachen der Congreß noch zu berathen haben 
8 115 25 e daß Oeſterreich bei dem Drängen 
auf die Berufung eines ſolchen feine beſonderen Abſichten habe. Aus 
Allem ſcheint hervorzugehen, daß Oeſterreich, etwa nach Blittersdorf— 
ſchen Ideen, eine willkürliche Zahl von Bevollmächtigten berufen 
möchte, wobei Preußen mit ſeinen Verbündeten in die Minorität käme, 
1 bierem Congreß, wenn er einmal da wäre, nicht nur die Eutſchei⸗ 
dung über das Interim, ſondern die Reorganiſation des Bundes in 
öͤſterreichiſch⸗baperiſchem Sinn ſelbſt zu übertragen. Preußen wird ſich 
hüten, in dieſe Falle zu gehen. J 

Die Statthalterſchaft von Holſtein hat der Regierung eine Er— 
klärung zugehen laſſen, worin ſie für ihre Bemühungen um Herſtellung 
des Friedens dankt und meldet, daß ſie ſelbſt mit Dänemark in Unter 
handlung getreten ſei. Das Ergebniß dieſer Unterhandlungen wird 
leider ein für Deutſchland nicht günſtiges ſein. Die Herzogthümer 
wollen um jeden Preis beiſammenbleiben, und da die Vereinigung der⸗ 
ſelben mit Deutſchland bei dem Stande der europäiſchen Politik nicht 
möglich iſt, ſo werden beide in ein näheres Verhältniß zu Dänemark 
treten und die Beziehung Holſteins zu Deutſchland wird gelockert wer 
den. Preußen war bemüht, wenigſtens Holſtein für Deutſchlaud zu 
retten; was helfen aber ſeine Anftrengungen, wenn es nicht nur Dä⸗ 
nemark und Rußland, ſondern auch Seſterreich und Bayern, welche 
Preußens Macht in Nord-Deutſchlaud geſchwächt ſehen wollen, und 
die Herzogthümer ſelbſt gegen ſich hat! — Die preußiſchen Offiziere 
find nicht freiwillig aus der ſchweswig⸗holſteinſchen Armee ausgetre⸗ 
ten, ſondern von der Regierung abberufen worden. Dazu mußte ſich 
dieſe entſchließen, nachdem die Statthalterſchaft die geheimen Artikel 
der Waffenſtillſtands-Kondention verletzt und die Regierungsgewalt in 
Süd⸗Schleswig wieder ergriffen hat. Für dieſen Fall war Preußen 
nämlich verpflichtet, der Statthalterſchaft ſeine milttalriſche Unterſtüz⸗ 
zung zu entziehen und den Standpunkt einer vermittelnden Macht 
i men. 
= Berlin, den 19. April. Geſtern hat hier eine Konferenz 
ſtattgefunden zwiſchen dem dänischen Bevollmächtigten Herrn v. Pech⸗ 
lin und Herrn v. Uſedom, wobei von Seiten Preußens das Ulti— 
matum in den Friedensverhandlungen vorgelegt wurde. Preußen er⸗ 
klärt ſich bereit, vorbehaltlich der Zuſtimmung der übrigen deutſchen 
Staaten, mit Dänemark einfach den Frieden abzuſchließen. Die Aus: 
gleichung der ſchwebenden Differenzen wird vorläufig noch vertagt, 
wobei Deutſchland ſich auf den Bundesbeſchluß vom 15. September 
1846 bezieht. Die Frage wegen der Herzogthümer und ihres Ver⸗ 
bältnifjes zu Dänemark bleibt der Regelung durch die Statthalterſchaft 
überlaſſen, Preußen, als von der Bündes⸗Central-Commiſſion benuf- 
tragt, behält ſich aber die Ratifikation des etwaigen Austrages vor. 
Somit fällt das Gerücht zuſammen, als ob Preußen einen Separat⸗ 
frieden ſchließen wolle. Herr v. Uſedom hat ſich nach Uebergabe des 
Ultimatums nach Erfurt begeben, um feinen Sib im Parlamente wie- 
der einzunehmen. 

Berlin, den 19. April. An den General⸗Major von Bonin 
ift folgende Allerhöchſte Kabinets⸗Ordre ergangen: Ich will Sie hier⸗ 
durch zum Kommandanten von Berlin ernennen und trage Ihnen 
auf, ſich ſogleich auf Ihren neuen Poſten zu begeben. Zugleich haben 
Sie ſämmtlichen, zur Dienſtleiſtung bei den Schleswig⸗Holſteinſchen 
Truppen kommandirten und respektive unter Vorbehalt des Rücktritts 
bis zum 1. Oktober dieſes Jahres dorthin beurlaubten Preußiſchen 
Offizieren Meinen Befehl bekannt zu machen, daß fie unverzüglich 


aus den dortigen Dienſtverhältniſſen austreten und ſich zu ihren Trup⸗ 


pentheilen und reſpektive in ihre Garniſonen zurückzubegeben haben. 
Charlottenburg, den 11. April 1850. 


(gez.) Friedrich Wilhelm. (gegengez.) von Stockhauſen. 


— Se Maj. der König haben vorgeſtern Ihrem General⸗Adjn⸗ 
tanten, General-Lieutenant von Neumann, auf Veranlaſſung des 
50jährigen Dienſt⸗Jubiläums des Generals, mit Allerhoͤchſtihrem 
Beſuche beehrt und demſelben die Dekorationen des Rothen Adler-Or⸗ 
dens erſter Klaſſe in Brillanten, welche Se. Majeſtät dem Jubilar ver⸗ 
liehen, Allerhöchftfelbft eingehändigt. Von Ihrer Majeſtät der Köni⸗ 
gin hat der General⸗Lieutenant von Neumann eine koſtbare goldene 
Doſe mit Allerhöchſtihrer Namens-Chiffre in Rubinen und Smaragden 
zum Andenken dieſes Tages erhalten. Nach dem Beſuche bei dem Ge— 
neral von Neumann haben Se. Majeſtät der König ſich zu dem 106 
jeuner dansaut begeben, welches Se. Hoheit der Herzog Wilhelm 
von Mecklenburg-Schwerin am heutigen Tage auf Veranlaſſung der 
Anweſenheit Höchſtihrer Frau Mutter gegeben haben. Ihre Majeftät 
die Königin wären bei dieſem Feſte gleichfalls auweſend. Ihre Ma⸗ 
jeſtäten verweilten daſelbſt bis 7 Uhr, worauf Allerhoͤchſtdieſelben 
Sich nach Charlottenburg zurückbegaben. (St. Anz.) 


Berlin, den 19. April. (St.⸗Anz.) Das Verhalten der Regie- 
rung gegenüber denjenigen Staatsbeamten, welche mit Rückſicht auf 
ihre gleichzeitige Eigenſchaft als katholiſche Prieſter den in der Verfaſ— 
ſungs⸗Urkunde vom 31. Januar d. J. Art. 108. vorgeſchriebenen Eid 
auf die gewiſſenhafte Beobachtung der Verfaſſung nur mit einem, die 
Rechte der katholiſchen Kirche wahrenden Vorbehalt leiſten wollen, iſt 
von der Preſſe mehrfach in einer Art beſprochen worden, welche auf 
eine Unkenntniß der von der Regierung in dieſer Beziehung feſtgeſtellten 
Grundſätze ſchließen läßt. Wir find in den Stand geſetzt, hierüber 
aus zuverläſſiger Quelle Nachſtehendes mitzutheilen: 

Nachdem bereits mehrere Staatsbeamte der obenerwähnten Kates 
gorie, namentlich ſämmtliche Profeſſoren der katholiſch⸗theologiſchen 
Fakultät an der Univerſität zu Bonn, den Eid auf die Verfaſſung in 
der vorgeſchriebenen Form ohne allen und jeden Vorbehalt ab— 
geleiſtet hatten, erhielt der Miniſter der geiſtlichen und Unterrichts-An⸗ 
gelegenheiten davon Kenntniß, daß einige Biſchöfe diejenigen Staats⸗ 
Beamten in ihrer Diöceſe, welche zugleich die Prieſterwürde bekleiden, 
beziehungsweiſe als Seelſorger fungiren, angewieſen haben, den ge⸗ 
dachten Eid ausdrücklich nur mit Vorbehalt der Rechte der Kirche 
— salvis ecclesiae juribus — zu leiſten, oder damit eine ausdrück⸗ 
liche Verwahrung der Rechte der katholiſchen Kirche, welche durch möge 
liche Deutungen des Wortlautes der Verfaſſungs-Urkunde vom 31. Ja⸗ 
nuar d. J. verletzt werden könnten, in Verbindung zu bringen. Die 
erhebliche Gefahr, welche aus einem ſolchen unbeſtimmten, von dem 
einzelnen Beamten auf die verſchiedenartigſte Weiſe auszulegenden Vor⸗ 
behalt für die gewiſſenhafte Beobachtung der Verfaſſung leicht her⸗ 
vorgehehen konnte, und die Verantwortlichkeit der Regierung für die 
Aufrechterhaltung und Durchführung der Verfaſſung unmöglich zu ma⸗ 
chen drohte, ließ ſich nicht einen Augenblick verkennen. Sie legte zu⸗ 
gleich der Regierung die Verpflichtung auf, mit Eutſchiedenheit darauf 
Bedacht zu nehmen, daß alle Beamte ohne Unterſchied die gewiſſen⸗ 
hafte Beobachtung der Verfaſſung in der bündigſten Weiſe und ohne 
einen Vorbehalt, welcher von vornherein eine verſchiedene 
Stellung der einzelnen Beamten zu der Verfaſſung be- 
dingt, eidlich geloben. Auf der anderen Seite wünſchte die Regie— 
rung dringend, jede nicht durchaus nothwendige Strenge gegen die 
obenerwähnten Beamten mit Rückſicht auf die Stellung, in welcher 
dieſe ſich ihren geiſtlichen Oberen gegenüber befinden, zu vermeiden, 
und deshalb den durch dieſe Stellung bedingten Wünſchen derſelben ſo 
weit nachzugeben, als es mit der gewiſſenhaften Beobachtung der Ver⸗ 
faſſung, zu welcher alle Staatsbeamte, ſie mögen zugleich Geiſtliche 
ſein oder nicht, in gleichem Maße verpflichtet ſind, irgend verein⸗ 
bar erſchien. Von dieſen Geſichtspunkten ausgehend, hat das Staats- 
Miniſterium einſtimmig folgendes Verfahren beſchloſſen: 

Verlangt ein Staatsbeamter, den Eid auf die Verfaſſung mit 
dem Eingangs erwähnten oder einem ähnlichen Vorbehalt leiſten zu 
dürfen und iſt er hiervon durch angemeſſene Belehrung nicht abzubrin⸗ 
gen, ſo iſt er zur Erklärung darüber aufzufordern, ob er, zufolge 
ſeiner pflichtmäßigen Ueberzeugung nach Maßgabe des 
Inhalts der Verfaſſungs⸗Urkunde durch die Ableiftung 
des Eides ohne einen auf die Rechte der Kirche bezügli— 
chen Vorbehalt ſich in einem in ſeinem Gewiſſen nicht 
zu löſenden Konflikt feiner Pflichten als Staatsbeam— 
ter mit ſeinen Pflichten als Prieſter oder Seelſorger zu 
befinden glaube. Erklärt der Beamte, daß er ſich in einem ſolchen, 
ohne jenen Vorbehalt, in ſeinem Gewiſſen nicht zu löſenden 
Konflikt befinde und deshalb den Vorbehalt für nothwendig halte, fo 
iſt, — da keinem Staatsbeamten geſtattet werden darf, einen bedingten 
Eid zu leiſten und ſich nach eigenem Ermeſſen und nach eigener Ausle— 
gung ſeines Dienſteides durch denſelben theils für gebunden zu 
erachten, theils nicht, — der gedachte Beamte, unter Abſtandnahme 
von der Vereidigung, zur Niederlegung ſeines Amtes, deſſen Pflichten 
in vollem Umfange zu übernehmen er ſich außer Stande befindet, auf 
zufordern und, falls er dies nicht will, unter einſtweiliger Suspenſion 
vom Amte, zur Disziplinar⸗Unterſuchung zu ziehen. Erklärt dagegen 
der betreffende Beamte, daß er nach ſein er pflichtmäßigen 
Ueberzeugung durch die Ableiſtung des Eides ohne Vorbehalt in 
den oben erwähnten Konflikt nicht gerathe, und würde der⸗ 
ſelbe demnach, wenn ihm die gedachte Weiſung ſeitens des 
Biſchofs nicht ertheilt wäre, den Eid auf die Verfaſſung mit 
gutem Gewiſſen ohne Vorbehalt leiſten können, ſo iſt derſelbe, des 
ausgeſprochenen oder ſchriftlich erklärten Vorbehalts 
ungeachtet, zur Ableiftung des Eides zu verſtatten. Es 
verſteht ſich jedoch auch in dieſem Falle von ſelbſt, daß der Eid nur in 
der in der Verfaſſungs⸗Urkunde Art. 108. vorgeſchriebenen Form gelei⸗ 


ſtet, daß mithin der Vorbehalt in die Eidesformel ſelbſt nicht aufge⸗ 
nommen werden darf. 

Außerdem ſoll dem Beamten, um ihn über die Auffaſſung des 
Vorbehalts ſeitens der Staatsregierung nicht in Zweifel zu laſſen, er⸗ 
öffnet werden, daß die Staatsregierung dem Vorbehalt keine Bedeu⸗ 
tung hinſichtlich der künftigen amtlichen Wirkſamkeit des Beamten bei⸗ 
legen könne, für letztere vielmehr lediglich die Staatsgeſetze maßgebend 
erachte, und etwaige Zuwiderhandlungen gegen die Verfaſſung, welche 
durch ſpäter entſtandene derartige Konflikte und mit dem gedachten 
Vorbehalt entſchuldigt werden möchten, ganz ebenſo beurtheilen werde, 
als ob von dem Vorbehalt gar keine Rede geweſen ſei. Endlich iſt 
noch beſtimmt, daß, wenn ein Beamter den mehrerwähnten Vorbehalt, 
ohne nähere Erklärung über feine Auffaſſung deſſelben, vor dem eigent⸗ 
lichen Akt der Eidesleiſtung abgegeben hat, bei dieſer ſelbſt aber darauf 
nicht zurückkommt und den Eid ſelbſt ohne Vorbehalt ableiſtet, ihm 
nur die vorgedachte Eröffnung über die Anſicht der Staatsregierung 
von der Wirkung des Vorbehalts zu machen ſei, weil aus der unbe⸗ 
dingten Eidesleiſtung gefolgert werden muß, der betreffende Beamte be⸗ 
finde ſich nicht in dem oben erwähnten Konflikt. In derſelben Weiſe 
ſoll aus gleichem Grunde gegenüber denjenigen Beamten verfahren 
werden, welche den Vorbehalt erſt nach erfolgter unbedingter Eides⸗ 
leiſtung erklären. 

Das ſind die den Provinzial-Behörden in dieſer Angelegenheit 
ertheilten Inſtruktionen. 

Demgemaͤß iſt nun in Betreff der Profeſſoren der katholiſch⸗theo⸗ 
logiſchen Fakultät zu Breslau verfahren, welche am Tage vor der Ei⸗ 
desleiſtung jenen Vorbehalt erklärt, ihn aber bei der Eidesleiſtung nicht 
wiederholt und den Eid ſelbſt ohne Vorbehalt geleiſtet haben. Auch 
die Profeſſoren der theologiſchen und philoſophiſchen Akademie zu Mün⸗ 
ſter haben erklärt, daß ſie ihrerſeits den Eid ohne jede Reſtrietion lei⸗ 
ſten würden, jedoch den Weiſungen ihres Biſchofs nachzukommen ver⸗ 
pflichtet ſeien. Diefelben würden daher unbedenklich zur Ableiſtung des 
Eides zugelaſſen worden fein, wenn nicht neuerdings der Biſchof ihnen 
die Eidesleiſtung unbedingt unterſagt hätte, weil die Akademie 
auf Grund des Art. 15. der Verfaſſungs⸗Urkunde nicht mehr als Staats⸗ 
Anſtalt, ſondern als kirchliche Anſtalt zu betrachten und ſomit die Pro⸗ 
ſeſſoren an derſelben nicht mehr Staatsbeamte ſeien. Dieſer bis jetzt 
von keiner anderen Seite geltend gemachten Anſicht, welche, abgeſehen 
von allen übrigen dagegen vorzubringenden gewichtigen Bedenken, al⸗ 
lein ſchon durch den Artikel 112. der Verfaſſung, wonach es hin⸗ 
ſichtlich des Schul⸗ und Unterrichtsweſens bis zum Erlaß 
des im Art. 26. vorgeſehenen Unterrichts⸗Geſetzes bei den jetzt gel⸗ 
tenden Beſtimmungen verbleiben ſoll, widerlegt wird, kann 
die Staatsregierung, wie ſich von ſelbſt verſteht, in keiner Bezie⸗ 
hung nachgeben und wird demgemäß die weiteren Maßregeln nehmen. 

Was aber diejenigen Staatsbeamten anbetrifft, welche das un⸗ 
bedingte eid liche Gelöbniß einer gewiſſenhaften Beob⸗ 
achtung der Verfaſſung mit ihren gleichzeitigen Pflich⸗ 
ten n als katholiſche Geiſtliche nicht für vereinbar hal⸗ 
ten, welche ſich ſchon jetzt durch Ableiſtung des Eides ohne Vor⸗ 
behalt in einen in ihrem Gewiſſen nicht zu löſenden Kon⸗ 
flift ihrer Pflichten gegen den Staat mit ihren Pflich— 
ten gegen die Kirche verſetzt glauben, und welche deshalb einen 
die Rechte der Kirche wahrenden Vorbehalt bei der Eidesleiſtung für 
nothwendig halten, ſo bleibt für dieſe nur übrig, die Verbindung 
zweier Funktionen, welche ſie nach ihrer Auffaſſung der beſtehenden 
Geſetzgebung nicht mehr mit einander vereinbaren können, aufzuheben, 
ihr Staatsamt niederzulegen und ſo den Konflikt, in welchen ſie durch 
letzteres, nach ihrer Anſicht, der Kirche gegenüber verſetzt find, zu lö⸗ 
ſen. Wollen ſie das nicht, ſo iſt die Regierung verpflichtet, auf 
die Entfernung ſolcher Beamten Bedacht zu nehmen. Bis jetzt iſt erſt 
ein Fall bekannt geworden, in welchem die Regierung nach den zuletzt 
dargelegten Grundſätzen zu verfahren genöthigt ſein wird. Mögen 
aber auch zahlreiche Fälle der Art noch vorkommen, die Regierung 
wird ihrer Pflicht eingedenk bleiben und, unbekümmert um einſeitige 
Urtheile, auf dem Wege der Verfaſſung und des Rechts mit Entſchie⸗ 
denheit vorgehen. 


Berlin, den 19. April. (Berl. N.) Es iſt ſehr wenig bekannt 
geworden, daß die Orden, mit welchen die vier November⸗Miniſter, 
Gr. v. Brandenburg, v. Ladenberg, v. Manteuffel und 
Strotha, von Sr. M. dem König dekorirt wurden, mit eigenthüm⸗ 
lichen Enblemen verſehen ſind, in deren Anordnung ſich das gemüths« 
innige Verhältniß des Königs zu dieſen Miniſtern auf eine jo finnige 
und erhebende Weiſe ausſpricht, daß die Kenntnißnahme davon auch 
in weiteren Kreiſen verbreitet zu werden verdient. Zum Ordensfeſte 
des Jahres 1849, als ſich der Staat eben wieder in die neuen Geleiſe 
der Ordnung eingefügt hatte, hatten ſich die Miniſter mit der aus⸗ 
drücklichen Bitte an den König gewendet, fie noch nicht mit einer hö⸗ 
hern Klaſſe der inhabenden Orden zu bedenken, weil ſie erſt ihre po⸗ 
litiſche Miſſion vollſtändig zu erfüllen wünſchten. Der König entſprach 
dieſer Bitte, ſandte den vier Miniſtern jedoch die ihnen beſtimmten 
Ordenszeichen zu, mit dem Anheimgeben, dieſelben anzulegen, ſobald 
fie es für gut hielten; nach des Königs Wunſche jedoch je eher, je lie⸗ 
ber. Dieſe Orden waren in einer eigenthümlichen Ausſtattung mit Krone 
und Seepter verſehen, um, wie der König in feinem Begleitſchreiben 
es ausgeſprochen haben ſoll, damit anzuzeigen, daß Preußen die Er⸗ 
haltung ſeiner Krone und die Aufrichtung ſeines Scepters dieſen vier 
Miniſtern verdanke. Der König hat zugleich beſtimmt, daß dieſe höchſt 
charakteriſtiſche Zierde jeder höheren Klaſſe deſſelben Ordens, die den 
Miniſtern ſpäter zu Theil werden möchte, verbleiben ſolle. In dieſer 
Form haben nun auch die Miniſter die ihnen gewidmeten Ehrenzei⸗ 
chen am letzten Ordensfeſte zum erſten Male angelegt. — Die Erz⸗ 
bilder, welche auf Befehl des Königs jetzt von den Miniſtern v. Bran⸗ 
denburg, v. Ladenberg, v. Manteuffel und v. Strotha angefertigt 
werden, ſollen in Lebensgröße ausgeführt werden. — Das „Korreſp.⸗ 
Bureau“ ſagt: „Das Interim ſcheint feinem Ende entgegenzugehen. 


Man erführt, daß Angeſtellte der Bundes-Gentral-Kommiffton in Frank⸗ 
furt ihren hieſigen Angehörigen ihre bevorſtehende Abreiſe aus Frank 
furt mit dem Bemerken angezeigt haben, daß ihr dortiges Dienftver- 
hältniß mit dem Ende des April aufhöre. Die Schlußfolgerung auf 
die Reſultate der über eine Verlängerung der Konvention vom 30. 
September v. J. gepflogenen Verhandlungen ergiebt ſich um fo un⸗ 
zweideutiger, als man andererſeits in Erfahrung bringt, daß Oeſter⸗ 
reich die von Preußen als Bedingung der Verlängerung geforderte 
Anerkennung der Selbſtſtändigkeit und völkerrechtlichen Ebenbürtigkeit 
der Union nicht bewilligt habe. Wir konnen verſichern, daß die Kös 
nigliche Regierung ſich zunächſt auf keine weiteren Verhandlungen in 
Betreff des weiteren Bundesſtaats mit Oeſterreich einlaſſen wird, ehe 
der Kaiſerſtaat die Union nicht anerkannt hat. Die Preußiſche Regie- 
rung wird dieſe Anerkennung von allen Europäiſchen Staaten bean- 
ſpruchen.“ 

— (Conſt. Z.) Die neueſte Nummer (7) des Central-Blattes 
der Abgaben, Gewerbe- und Handels⸗Geſetzgebung enthält eine Vers 
fügung des Handelsminiſteriums, den zu Erkenntniſſen in Injurien⸗ 
ſachen zu verwendenden Werthſtempel betreffend, vom 27. März 1850, 
worin es heißt: Nach Aufhebung des Standes-Unterſchie⸗ 
des, namentlich bezüglich der für Injurien vorgeſchriebenen Strafen, 
können Erkenntniſſe in Injurienfachen unter Perſonen geringen Stan⸗ 
des nicht mehr vorkommen, und es muß daher in allen Fällen bei der 
in der angegebenen Tarifpoſition feſtgeſetzen Regel ſtehen geblieben 
werden, nach welcher der Erkenntniß⸗Werthſtempel in Injurienſachen 
5 bis 50 Thaler beträgt. — 

— (St. Anz.) Zur Berichtigung der in den öffentlichen Blättern 
enthaltenen verſchiedenen Nachrichten über die Unterbrechung, welche 
die Reiſe des Herzogs Wilhelm von Würtemberg in Magdeburg er- 
litten hat, kann aus zuverläſſiger Quelle bemerkt werden, daß der 
Herzog als unbekannter Reiſender durch Skizzirung einiger hervorſte⸗ 
hender Bauwerke in Magdeburg zu einem Verdachte Anlaß gegeben, 
der nach den beſtehenden Geſetzen eine Verhaftung zur Folge hatte. 
Sobald aber die Rekognoszirung feiner Perſon erfolgt und die Unver— 
fängfichfeit feiner Handlungen dargethan war, iſt ihm ungeſäumt die 
Fortſetzung ſeiner Reiſe geſtattet worden. 


Erfurt, den 17. April. (C. Z.) Sitzung des Staatenhau⸗ 
ſes. Eröffnung 104 Uhr. Präſident v. Auerswald. Am Tiſche des 
Verwaltungsraths: v. Carlowitz und Dr. Liebe, ſpäter auch Hr. von 
Radowitz. Bericht des Verfaſſungs-Ausſchuſſes. Der Re⸗ 
ferent Abg. v. Patow nimmt das Wort: Wir befinden uns in der 
günſtigen Lage einer ſeltenen Uebereinſtimmung über unſer Ziel, und 
darum gebe ich auch der Hoffnung Raum, daß eine Einigung Deutſch— 
lands erreicht werde. Nachdem das andere Haus ſeine Beſchlüſſe in 
der vorliegenden Frage gefaßt, kann hier nicht wohl noch ein Zweifel 
obwalten, welcher Weg einzuſchlagen iſt; jeder andere iſt dem Werke 
gefährlich. Ich empfehle Ihnen daher den Antrag des Ausſchuſſes. 

Commiſſar des Verw.⸗Raths v. Carlowitz: M. H. Wenn es 
ſich hier nur um den Weg handelt und wenn wir einig ſind über das 
Ziel, fo werden wir auch den Weg finden, Nur verzagte Gemüther 
können daran zweifeln. Gleichwohl gebe ich Ihnen die Lage der Ver⸗ 
hältniſſe zu bedenken. Der vom Ausſchuß vorgeſchlagene Weg, der 
in Widerſtreit iſt mit der Anficht des Verwaltungsraths, enthält ein⸗ 
mal die Erklärung, daß Sie in Ihrem Rechte ſind, wenn Sie die Vor⸗ 
lagen annehmen oder ablehnen, und zugleich auch, daß die Regierun⸗ 
gen in ihrem Rechte ſind, wenn ſie Ihr Votum annehmen oder ableh⸗ 
nen. Ich kaun Ihnen nicht widerſprechen und beſtreite nicht Ihr Recht. 
Wie die Regierungen durch Berufung des Parlaments ihren guten 
Willen bethätigt haben, ſo bin ich auch von dem Ihrigen überzeugt. 
Die Regierungen haben den Weg der vorgängigen Reviſion als den 
einfacheren vorgeſchlagen. Eine lange parlamentarifche Erfahrung 
ſteht ihm zur Seite. Geht man mit der Reviſion voran, jo wird die 
individuelle Ueberzeugung eines jeden Mitgliedes gewahrt und um ſo 
eher dann, wenn das Ganze vorliegt, eine Uebereinſtimmung erzielt. 
Darf ich vorausſetzen — und ich darf dies —, daß es Ihnen mit 
den Verbeſſerungs⸗Anträgen Ernſt iſt, ſo ſollte ich meinen, es könnte 


ſungs⸗Entwurfs Beſchluß gefaßt werde.“ 

Der Antragſteller erhält das Wort, um gegen den Antrag 
des Verfaſſungs⸗Ausſchuſſes zu ſprechen. 

Abg. Fürſt Solms Lich: Ich will ohne alle Vorrede bezeich⸗ 
nen, was ich für das Weſen der Sache halte. Die Lage der kleineren 
Staaten iſt die eines Menſchen, der ins Waſſer gerathen und nicht 
chwimmen kann. Es wird zwar behauptet: wir ſind groß und das 

affer geht nicht hoch! Aber vom Gegentheil iſt ein Jeder, vom Mi⸗ 
niſter bis zum Landmann, überzeugt. Wenn nun der Unglückliche, 
der nicht ſchwimmen kann, in Gefahr iſt und von einem guten 
Schwimmer Rettung und Hülfe verlangt, fo fordert dieſer Garantien, 
daß ihm jener nicht die Arme umſtricke und feine freie Bewegung hin⸗ 
dere. Der Augenblick iſt gekommen, Sie können nur daun mit dem 
andern Haufe eine Uebereinſtimmung erreichen, wenn Sie dem An- 
trage des Ausſchuſſes beiſtimmen. 

Abg. Eichhorn gegen den Ausſchuß⸗Antrag, wenn auch nur 
indirekt. Der Redner wünſcht einen feſtgegründeten Bundesſtaat, der 
in der Art feiner Eutſtehung die Garantie feiner Zukunft in ſich trage. 

Abg. Graf Rittberg: Es liegt uns nicht eine von allen Deut⸗ 
115 Regierungen dargebotene Verfaſſung vor, allein wir wollen auch 

as von 28 Regierungen Vorgelegte nicht zurückweiſen. Die uube⸗ 
dingte Annahme kann nur den Sinn haben, das Werk lieber mit 
Mäligeln, die abzustellen find, anzunehmen, als feine Exiſtenz zu ge⸗ 
faͤhrden. Eine gewichtige Stimme hat uns zugerufen: Wir möchten 
das Beſte dem Deutſchen Volke bieten! Der Ausſchuß hat in dieſem 
Sinne gewirkt und ich ſelbſt habe, indem ich meinen Antrag zürich 
zog, dies Opfer e Anſicht aus Liebe zur Sache gebracht. Möch⸗ 
ten im Rathe der Fürſten dieſe Vorſchläge Gehör finden. 
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Abg. Zöpfl gegen den Antrag, ſucht durch eine lange juriſtiſche 
Deduction darzulegen, daß man durch unbedingte Annahme der Vers 
faſſung keinen Rechtsboden gewinne. 

v. Sybel widerlegt den Vorredner und deſſen juriſtiſche De— 
ductionen, indem er beweiſt, daß derſelbe den verbündeten Regierun— 
gen Mangel an Capacität und Hinneigung zum Wortbruch vorwerfe. 
Er weiſt ſchließlich darauf hin, daß das Zuſtandekommen des Bundes⸗ 
ſtaates ſchon eines der konſervativſten Elemente ſei, und daß, wenn 
Preußen, durch alle drei Jahrhunderte der Träger der die Zeit bewe— 
genden Ideen, den Bundesſtaat aufgebe, ſich es ſelbſt aufgebe. 

Abg. v. Kleiſt-Retzow: Ich erkläre mich überhaupt gegen den 
Bundesſtaat unter den hier vorliegenden Bedingungen, aber ich bin 
weit davon entfernt, mich zum Vertheidiger der außerhalb des Bünd— 
niſſes ſtehenden Regierungen aufwerfen zu wollen. Die Einheit 
Deutſchlands iſt uns Allen lieb, mir als Preußen nicht minder; allein 
das Jahr 1848 hat die ſoliteſten Grundlagen des Bundesſtaates zer⸗ 
ſtört, es waren die des Deutſchen Bundes. Oeſterreich und Preußen 
haben die Revolution niedergeſchlagen, ſie ſind berufen, in Deutſch— 
land gegen dieſelbe zuſammenzuſtehen. Und Oeſterreich hat noch den 
beſonderen Beruf, das Deutſche Element nach dem Oſten zu tragen 
und das Slaviſche zu verdrängen. Darum muß Oeſterreich mit auf⸗ 
genommen werden in den Deutſchen Bund und dieſer jetzt wieder her: 
geſtellt werden. Es handelt ſich hier darum, den wirklichen Rechts⸗ 
boden wieder zu gewinnen, um den Krieg nicht herbeizuführen. Mir 
erſcheint noch das am Wichtigſten, daß in Folge des Bündniſſes vom 
26. Mai die kleinen Staaten, die nicht im Stande ſind, einen eigenen 
Staatsorganismus zu bilden, in ein abhaͤngiges Verhältniß zu Preu⸗ 
ßen kommen. Preußen hat im Jahre 1848 ſich Anſpruch darauf er⸗ 
worben. Gegen den Entwurf bemerke ich, daß er in Betreff der Stel⸗ 
lung Preußens zu den Staaten und im Fürſtenkollegium, in Hinficht 
des Budgets, des Reichsgerichts und der Grundrechte große Mängel 
enthält. Wir find dazu da, dieſe Mängel zu beſeitigen und im Ver⸗ 
ein mit den Regierungen ein wohnliches Gebäude aufzuführen, in 
dem alle Deutſchen Stämme wohnen können. Ein Parlamentsbe⸗ 
ſchluß kann den Gang der Dinge nicht ändern. 

Bei der Abſtimmung wird der Antrag von Brüggemann und 
Genoſſen mit 58 gegen 33 Stimmen abgelehnt. Darauf wird der 
erſte Theil des Ausſchußantrages in namentlicher Abſtimmung mit 62 
gegen 29 Stimmen angenommen. Der zweite Theil des Aus⸗ 
ſchußantrags wird mit Majorität angenommen. 

(Schluß 42 Uhr. Nächſte Sitzung morgen 10 Uhr.) 


Erfurt, den 17. April. (C. Z.) Sitzung des Volks⸗ 
hauſes. Eroͤffnung 10% Uhr. Präſident Simſon. Nach Er⸗ 
ledigung einiger Wahlprüfungen wird die Diskuſſion der Grundrechte 
bei §. 144 wieder aufgenommen. Der Paragraph garantirt die Frei⸗ 
heit des religiͤſen Bekenntniſſes; fein 2. Satz wird amendirt: den 
„bürgerlichen und“ ſtaatsbürgerlichen Pflichten darf daſſelbe keinen 
Abbruch thun. §. 145 ertheilt den Religionsgeſellſchaften Autonomie; 
es beſteht ferner keine Staatskirche; neue Religionsgeſellſchaften be- 
dürfen keiner Anerkennung ihres Bekenntniſſes durch den Staat. — 
Wantrup und Gen. beantragen 1) die Eingangsworte des F. fo zu 
faſſen: Die „römiſch⸗ katholiſche und evangeliſche Kirche, fo wie an⸗ 
dere“ Religionsgeſellſchaften ordnen und verwalten ihre Angelegenhei⸗ 
ten ſelbſtändig u. ſ. w., 2) Alin. 2 (keine Staatskirche) zu ſtreichen, 
3) Alin. 3 zu ſtreichen. v. Viebahn und Gen. beantragen als beſon⸗ 
dern $. den Zuſatz: Die chriſtliche Religion wird bei denjenigen Eins 
richtungen des Staates, welche mit der Religionsübung im Zuſam⸗ 
menhange ſtehen, unbeſchadet der im §. 142 und 143 gewährleiſteten 
Religionsfreiheit, zum Grunde gelegt. 

Referent Goltdammer: Der Staat, will man, ſoll ſich voll- 
ſtändig objektiv der Kirche gegenüber verhalten. Dennoch ſteht die⸗ 
ſelbe in der innigſten Verbindung mit dem ganzen Volksleben, und 
ſelbſt unſere rechtlichen Juſtitutionen erinnern hieran überall. Ein 
vollſtändiges Ignoriren iſt unmöglich. Stellen wir das Prinzip der 
Religionsfreiheit oben an, aber nehmen wir diejenigen Amendements 
an, welche an den Zuſammenhang der ganzen Geſchichte unſerer Na— 
tion mit dem Chriſtenthume erinnern. 1 

Zuerſt wird das Amendement v. Viebahn's faſt einſtimmig an⸗ 
genommen. Der erſte Theil des Amendement Wantrup wird in na⸗ 
mentlicher Abſtimmung mit 138 gegen 77 Stimmen angenommen. 
Die übrigen Theile werden verworfen. §. 147 lautet: Die Formel 
des Eides ſoll künftig lauten: So wahr mir Gott helfe. Der Aus— 
ſchuß und Hr. v. Bodelſchwingh nebſt Gen. haben auf Streichung des 
§. angetragen. §. 148 ſetzt die Civilehe feſt. Die eingegangenen 
Amendements ſind ſehr zahlreich. Das des Ausſchuſſes (ſo wie des 
Herrn v. Bodelſchwingh und Genoſſen) lautet: Die Religionsverſchie⸗ 
denheit iſt kein bürgerliches Ehehinderniß. Für jede gefeglich zuläflige 
Ehe hat das Geſetz eine gültige Form der Eingehung zu gewaͤhren. 

v. Bodelſchwingh findet durchaus keinen Grund, die Geſetz— 
gebung der einzelnen Staaten in Betreff der Civilehe zu beſchränken, 
und hält die in der Faſſung des Ausſchuſſes ausgeſprochene Bürg— 
ſchaft für die Freiheitsrechte in dieſer Beziehung für durchaus genügende. 

Beſeler wünſcht eine Faſſung, die wenigſtens nicht hinter der 
Preußiſchen Verfaſſung zurückbleibe und den Grundſatz der Civilehe 
ſanktionire. Er erinnert an die Conflikte, welche in den letzten Jahren 
durch die Angelegenheit der gemiſchten Ehen herbeigeführt worden 
ſeien, und führt die Nothwendigkeit des Inſtituts aus, gegen welches 
man höchſt ungerecht die Volksvorurtheile in Bewegung ſetze. — Der 
Berichterſtatter vertheidigt den Commiſſions-Antrag; derſelbe wird 
angenommen. 

v. Gerlach: Welcher Nation muthet man zu, den religiöſen 
Indifferentismus in ihrer Verfaſſung zu proklamiren? Gerade derje⸗ 
nigen, deren ganze Sitte, deren Recht, deren Kunſt und Wiſſenſchaft 
durch und durch aus dem Chriſtenthum hervorgegangen iſt. Dieſes 
wird mit Socialismus, Communismus re ganz auf daſſelbe Niveau 
geſtellt. Die Entchriſtlichung des Deutſchen Volkes iſt ganz identiſch 
mit feiner Entnationaliſirung. Dies find Grundrechte, die in der 
Frankfurter Paulskirche gemacht ſind, noch ehe die Hinrichtung R. 
Blum's und die Thaten des Miniſteriums Brandenburg den Deutſchen 
Himmel wieder geklärt hatten. Der Redner führt Alles dies unter ge— 
ringer Aufmerkſamkeit umfaſſend aus. 

Vor der Abſtimmung hierüber bemerkt Abg. v. Vincke: Das 
Haus habe ſich während der Rede des Herrn v. Gerlach, namentlich 
auf ſeiner rechten Seite, ſo geleert, daß er Zweifel über deſſen Be⸗ 
ſchlußfähigkeit habe, beſonders wenn man noch Sachſen und Hanno⸗ 
ver dazu rechne (Heiterkeit). — Der Paragraph wird ſchließlich ge⸗ 
ſtrichen. §. 151 lautet: Das Unterrichts- und Erziehungsweſen ſteht 
unter der Oberaufſicht des Staates; er übt ſie durch eigene von ihm 
ernannte Behörden aus. — Der Ausſchuß beantragt ftatt Alin. 2: er 
übt fie durch die von ihm ernannten Behörden aus. F. 154 lautet: 


Die öffentlichen Lehrer haben die Rechte der Staatsdiener. Der Staat 
ſtellt, unter geſetzlich geordneter Betheiligung der Gemeinden, aus der 
Zahl der Geprüften die Lehrer der Volksſchulen an. Der Ausſchuß 
ſchlägt in Alinea 1 vor: „die Rechte und Pflichten“ der Staatsdiener. 
Der Ausſchußantrag wird angenommen. §. 158 wird mit der Modi⸗ 
fikation angenommen, daß zur Verfolgung öffentlicher Beamten eine 
vorgängige Genehmigung „der vorgeſetzten Dienſtbehörde“ nicht noth⸗ 
wendig iſt. In §. 159 wird Al. 2 ſo gefaßt: Dieſe Beſtimmung 
(Verſammlungsfreiheit) bezieht ſich nicht auf Volksverſammlungen un⸗ 
ter freiem Himmel, welche auch in Bezug auf vorgängige obrigkeitliche 
Erlaubniß der Verfügung des Geſetzes unterworfen ſind. §. 160 be⸗ 
handelt das Vereinsrecht. v. Bismark glaubt zwar, daß das Haus 
bereits dem Archimedes gleicht, und ohne auf den Gang der Dinge 
außerhalb zu merken, ſich mit feinen Cirkeln weiter beſchäftigt. Aber 
er hat eine beſondere Verpflichtung übernommen, gerade gegen dieſen 
§. ſprechen. Der Redner geht ſpeciell auf die Organiſation und Thä⸗ 
tigkeit der demokratiſchen Vereine ein. Gerade dies Vereinsweſen iſt 
die Scheere, mit welcher die Delila-Revolution dem Simſon des 
Rechts und der Treue das Haar ſtiehlt und ihm die Kraft raubt. 
Die Demokratie iſt heute nicht weniger gefährlich, als je; die Zahl 
ihrer Anhänger hat eher zu- als abgenommen. Es iſt ihr mit Ent⸗ 
ſchiedenheit gerade auf dieſem Gebiete entgegenzutreten. Er theilt mit, 
wie z. B. in ſeinem Kreiſe das Vereinsrecht zu Gunſten demokratiſcher 
Wühlereien gemißbraucht worden iſt und will dergleichen Unweſen ges 
ſteuert wiſſen. Er erklärt ſich für den in desfallſigen Beſchränkungen 
am weiteſten gehenden Antrag, nämlich für den Zuſatzantrag von Trieſt 
und Genoſſen zu §. 160. Nur wünſcht er denſelben noch dadurch ver⸗ 
ſchärft, daß das Wort „vorübergehend“ daraus fortbleibe. 

Abg. Beſeler Hält ſich für verpflichtet, das Vereinsrecht gegen 
die Invektiven des verehrten Vorredners in Schutz zu nehmen. Wenn 
derſelbe, wie er neulich verſichert hat, jetzt die Deutſche Geſchichte ſtu⸗ 
dirt, fo wird er finden, daß das Vereinsrecht tief im Weſen der Ger⸗ 
maniſchen Natur begründet iſt, und daß wir ihm viel zu verdanken 
haben in Betreff der nationalen Entwickelung. Dieſes Recht iſt als 
ein weſentliches Element im Leben des Deutſchen Volksgeiſtes zu bes 
trachten. Wir dürfen es daher keinesweges unnützer Weiſe beſchränken. 
Doch werden auch wir uns dem nicht entziehen dürfen, einem ſchäͤd⸗ 
lichen und gefährlichen Mißbrauch deſſelben ſtets feſt entgegenzutreten. 
— Nachdem der Abg. Trieſt feinen Zuſatzantrag motivirt und der 
Berichterſtatter Goltdammer die gegen die Ausſchußanträge vorge⸗ 
brachten Einwände widerlegt hatte, werden alle drei Veränderungen 
des §. 160, wie ſie der Ausſchuß beantragt hat, von der Verſamm⸗ 
lung angenommen. Ueber den Trieſt'ſchen Zuſatzantrag: Poli 
tiſche Vereine können Beſchränkungen und vorübergehenden Verboten 
im Wege der Geſetzgebung unterworfen werden,“ wird die nament⸗ 
liche Abſtimmung vorgenommen. Es haben 110 mit ja, 96 mit 
nein (nach dem C. B. 106 gegen 97) geſtimmt. Der Trieſt'ſche Zuſatz 
zu F. 160 iſt daher angenommen. 

Frankfurt a. O., den 16. April. (C. 3) Geſtern Abend be⸗ 
fürchteten wir ernſtliche Ruheſtörungen in Folge der Auflöſung des 
demokratiſchen Vereins durch den bekannten Conſtablerwachtmeiſter 
Kaiſer, welcher ſeit einigen Tagen hierher verſetzt iſt, um das Amt 
eines Polizei-Commiſſarius einzunehmen. Geſtern verſammelte ſich 
der Verein, um zu berathſchlagen, ob er ſich wieder mit veränderten 
Statuten von Neuem conftituiren, oder ob er ſich gänzlich auflöſen 
ſolle. Hierbei fand ſich auch der Wachtmeiſter Kaiſer ein, und erklärte 
den Verein gleich bei ſeinem Zuſammentritt, als der Vorſteher die 
Statuten verleſen wollte, für aufgelöſt. Diejenigen Mitglieder, welche 
in das Lokal wollten, wurden von anderen Polizei-Sergeanten zurück⸗ 
gewieſen. Bei der Räumung des Lokals wurde geſtoßen, Herr Kaiſer 
ſoll den Säbel gezogen und das Publikum vor ſich her getrieben ha⸗ 
ben. Es fand gleich darauf ein bedeutender Auflauf ſtatt, wobei die 
aufgeregte Menge den zc. Kaiſer umzingelte und ihn mit Thätlichkei⸗ 
ten bedrohte. Derſelbe zog hierbei den Säbel und drohte, indem er um 
ſich hieb, Jeden, der ſich ihm nahen würde, zu verlegen. Es find auch 
mehrfache Verwundungen vorgekommen. Arretirungen wurden in gro⸗ 
ßer Zahl vorgenommen. Man tadelt allgemein das herausfordernde 
und aufreizende Benehmen des Herrn Kaiſer und mißt demſelben einen 
nicht geringen Theil der Urſache des geſtrigen Tumults bei. Es wur⸗ 
den zur Verhütung bedenklicher Auftritte ſofort die nöthigen Schritte 
gethan; die Läden wurden auf polizeiliche Anordnung geſchloſſen und 
ſtarke Militär-⸗Patrouillen durchzogen des Abends fpät die Straßen. 
Die Menge verlief ſich jedoch noch vor 9 Uhr und die Nacht verging 
ohne Ruheſtörungen. 

Münſter, den 16. April. (W. V.⸗H.) In dem auf geſtern, zur 
Ableiſtung des Verfaſſungseides Seitens der Lehrer des hieſigen Gym⸗ 
naſii angeſtandenen Termine iſt der Eid von den weltlichen Lehrern 
geleitet; die geiſtlichen Lehrer dagegen erklärten denſelben nur unter 
Vorbehalt der Rechte der Kirche leiſten zu können, da der Biſchof die 
Eidesleiſtung „nicht dem Gewiſſen der Einzelnen“ ohne Vorbehalt an⸗ 
heim gegeben, ſondern Letzteren verlange. Bis 2 Uhr Nachmittags 
fand eine Beſprechung dieſer ſechs geiſtlichen Lehrer mit dem K. Com⸗ 
miſſar, aber erfolglos, ſtatt. Die vier Biſchöfe der weltlichen Pro⸗ 
vinzen Rheinland und Weſtphalen treten dieſer wichtigen Augelegen⸗ 
heit halber bei dem Erzbiſchofe in Köln zuſammen; um 2 Uhr geſtern 
Nachmittag iſt unſer Biſchof mit dem Eiſenbahnzuge dahin abgereiſt. 

Hanau, den 15. April. (Prozeß Lichnowsky.) In der 
Nachmittagsſitzung lehnt der Vertheidiger Ludwigs und Dietrichs 
die Vertheidigung ab. Der Gerichtshof beſchließt, deuſelben einen Of- 
fizial-Anwalt beizugeben. Der erſte Zeuge ſagt, daß ihm früher mit⸗ 
getheilt worden ſei, Ludwig habe auf einen Herrn geſchoſſen. Aus 
eigener Wahrnehmung wiſſe er nichts. Der zweite Zeuge, Schuhma⸗ 
cher Weber, erklart, Nichts zu wiſſen, namentlich nicht, daß Ludwig 
auf Lychnowski geſchoſſen. Seine Ausſagen in der Vorunterſuchung 
werden verleſen. Damals hatte er die genaueſten Spezialitäten ange⸗ 
geben und dem Ludwig in's Geſicht geſagt, daß er auf den Fürſten 
geſchoſſen habe. Der Zeuge wiſcht ſich den Schweiß vom Geſicht. Der 
Staatsprokurator beantragt, ihm Zeit zum Beſinnen zu laſſen und 
andere Zeugen über feinen körperlichen und geiſtigen Zuſtand während 
der Vorunterſuchung zu vernehmen; der Gerichtshof beſchließt dieſem 
Antrage ſtatt zu geben. Die Zeugen bekunden, daß Weber in der Vor⸗ 
unterſuchung bei vollen Verſtandeskräften geweſen ſei. Zeuge Weber 
erklärt, er habe ſeine Aus ſagen mit dem Vorbehalte gemacht, daß er 
ſie dem Ludwig nicht in's Geſicht zu ſagen brauche, weil er gewußt, 
daß fie falſch fein. Dabei bleibe er. Auf den Antrag des Staatspro⸗ 
kurators wird die Verhaftung des Zeugen verfügt. Der folgende 
Zeuge, Zimmergeſelle Häußler ſagt u. A.: Ich bin beim Amte in 
Bockenheim zu manchen Ausſagen gezwungen worden, indem ich oft, 
wenn ich die Wahrheit ſagen wollte, Lügner genannt worden bin. Ich 
habe nicht geſehen, wer den Herrn geſchoſſen, wer auf denſelben ange, 


ſchlagen hat, und erinnere mich nicht, daß ich den Ludwig als ſolchen 
bezeichnet. In Bockenheim habe ich manchmal Sachen geſagt, die nicht 
wahr geweſen. Ich kann nicht behaupten, daß der Herr dem Ludwig 
nach dem Gewehre gegriffen, und kann ich nicht behaupten, daß Lud⸗ 
wig in dem Haufen geweſen, ebenſowenig vermag ich dies vom Ber⸗ 
liner (Georg) zu ſagen. In dieſem Augenblicke ſtürzte der Zeuge rück— 
lings zu Boden, wie es ſchien, von einer Ohnmacht befallen, wurde 
in ein Nebenzimmer getragen und dann vom Präfldenten die Sitzung 
auf zehn Minuten ausgeſetzt. Nach einer Viertelſtunde trat der Zeuge 
wieder vor, verſicherte, keine Angſt zu haben und bat, ſein früheres 
Protokoll ihm vorzuleſen. Er habe theils die Wahrheit geſagt, theils 
nicht. Alleweil weiß ich nicht, fährt Zeuge fort, daß Georg im Haus 
fen war. Peter Ludwig hat mit dem Juden Buchsweiler geſprochen, 
der ihm auf die Schulter geklopft und Etwas dabei geſagt hat, allen⸗ 
falls: „Du haſt eine gute Büchſe.“ Der Aktuar Hille hat mir vorge⸗ 
ſagt: Ludwig ſollte dem Buchsweiler geantwortet haben: ich mache 
mir eine Ehre daraus, einen ſolchen Bluthund aus der Welt zu ſchaf— 
fen, und fo Etwas hat Ludwig geſagt. Im Arreſt wurde auch davon 
geſprochen, wer geſchoſſen habe, ich weiß es aber wicht mehr. Es iſt 
möglich, daß ich gehört habe auf der Haide, Kaspar Schäfer und 
Georg hätten geſchoſſen. Der Zeuge wurde abermals unwohl und des⸗ 
halb auf den Antrag der Staats-Behörde das weitere Verhör mit 
ihm ausgeſetzt. Der Zeuge Schneider Waß muth widerruft ebenfalls 
ſeine in der Vorunterſuchung gemachten Ausſagen, er habe ſie nur 
aus Zwang gethan. Um 63 Uhr wurde die Sitzung geſchloſſen und 
die nächſte auf morgen anberaumt. 

Aus Hohenzollern, den 11. April. (B. N.) Die Tage der 
Unruhe und der tauſend wechſelnden Empfindungen ſind für die Hohen⸗ 
zollern nun vorüber, und wie aus einem tiefen Rauſche wachen wir 
auf — als Preußen. Das Schloß, auf welches zunächſt der Blick 
fällt, ſteht verödet, und vergebens ſuchen die Kinder ihren Vater, der 
ſich — auch ſelbſt der Verirrten — in jedweder Noth ſtets lieb- und 
huldreich annahm: das find die natürlichen Gefühle, die jetzt alle 
Gemüther bewegen, wenn auch nicht Alle es ſich eingeſtehen wollen; 
wir haben einen ſchweren, herben Verluſt erlitten, für welchen nur 
die Zeit allmälig den Erſatz wieder gewähren kann. Wie mild und 
zutrauensvoll uns auch die neue Herrſchaft entgegenkommen mag, wir 
können es uns nicht verhehlen, daß unſere ſonſt ſo freundlich belebten 
Reſidenzen auf die Stufe von ſchwäbiſchen Oberamtsſtädten — der 
Typus philiſterhafter Langweiligkeit — herabgeſunken ſind. Unſer 
letzter Fürſt — welch' Gewicht liegt in dieſen Worten! — iſt in 
einer Weiſe vom Schauplatz abgetreten, die ihn uns nur um ſo un⸗ 
vergeßlicher machen muß. Wer es ſo unbemerkt beobachten konnte, 
wie er bei den verſchiedenartigſten Empfindungen, die ihn in dieſen 
Tagen beſtürmten, ſtets, ſei es im Courſaal oder zu Pferde vor der 
Fronte ſeines 26. Regiments, dieſelbe ruhige, klare, würdevolle Hal⸗ 
tung behauptet, wie er im Drange der wichtigſten Geſchäͤfte ſtets noch 
ein Ohr hatte für die letzten Wünſche und Klagen ſeiner Unterthanen, 
mit welcher Seelenſtärke er den letzten Akt ſeiner Souveränetät, die 
Abdication, die er ſo leicht hätte umgehen können, in vollem Selbſt⸗ 
bewußtſein perſönlich vollzog; der wird eingeſtehen müſſen, daß der 
Stempel der „Hoheit,“ welchen Sein Königlicher Stammgenoſſe 
Ihm aufgedrückt hat, ebenſowohl des Mannes als des Fürſten 
würdig war, und daß der, welcher jetzt freiwillig ſich zu einer paſſiven 
Rolle reſignirt hat, wohl berufen ſein dürfte, einſt noch auf einem 
größeren Schauplatz ſeine Thatkraft zu bewähren. Daß die den Abdi⸗ 
cationsact begleitenden Feierlichkeiten fo ſolenn und ohne alle Störung 
vor ſich gingen, verdanken wir wohl hauptſächlich den trefflichen Ar⸗ 
rangements des Königl. Vice-Oberceremonienmeiſters Freiherrn v. 
Stillfried, der, ſeit Jahren dem fürſtlichen Hauſe befreundet, und 
wohl recht eigentlich der Träger der jetzt zur Ausführung gelangten 
Idee, bei dieſem wichtigen Wendepunkt Seines Geſchickes demſelben 
nicht fern bleiben durfte. — Was unſere politiſchen Verhäͤltniſſe be- 
trifft, ſo ſehen wir, nachdem doch einmal die gute alte patriarchaliſche 
Zeit vorüber iſt, getroſt ihrer Entwickelung entgegen. Der Adler, der 
ſeit dem 6. d. Mts. an unſeren öffentlichen Gebäuden prangt, wird 
auch hier, wie einſt in Franken, ſich feinen Lorbeer und fein Eichen⸗ 
laub verdienen, und ſein Stammland nach Innen, wie nach Außen, 
mit Schutz und Trutz zu ſchirmen wiſſen. Die ferneren politiſchen 
Folgen der Vereinigung von Schwäbiſch-Hohenzollern mit der Krone 
Preußen ſind jedenfalls noch gar nicht zu berechnen. Der Königliche 
Bevollmächtigte hat dieſen Schritt ſehr treſſend als „eine deutſche 
That“ bezeichnet, und welchen Verlauf auch immer die Unionspro⸗ 
jekte in Wien, Berlin, in München, Erfurt oder Frankfurt nehmen 
mögen, die Geſchichte wird es anerkennen, daß durch ein einiges 
Hohenzollern ein guter Schritt vorwärts geſchehen iſt zur Ein⸗ 
heit Deutſchlands. Bei dem nunmehr aus dem fürſtlich hohen⸗ 
zollerſchen, auch in den königl. preußiſchen Titel übergegangenen Na— 
men „Haigerloch“ dürfte, dem Vernehmen nach, die alte wohl— 
klingendere und zugleich richtigere Schreibart „Haigerloh“ wie— 
derhergeſtellt werden. Die vielleicht für manchen, mit der Geſchichte 
unſerer neuen Provinz Schwaben weniger Bekannten anſtößige End⸗ 
ſolbe „loch“ iſt nämlich nichts Anderes, als eine Verſtümmelung des 
altdeutſchen „lohe,“ d. h. „Wald.“ Als Analogon für obgedachte 
Aenderung kann u. A. der Name Hohenloh gelten, welcher eben— 
falls, anſtatt der im Mittelalter gebräuchlichen Form Hohen loch, 
wiederhergeſtellt iſt. x 

Schweiz. 

Bern, den 12. April. (Eidg. Ztg.) In der heutigen Sitzung 
des Nationalraths wird eine Petition aus dem Kanton Freiburg 
der Kommiſſion über die Freiburger Angelegenheit zugewieſen. Dann 
kommt der Bericht und die Beſchlüſſe des Bundesrathes, die deutſchen 
Arbeitervereine in der Schweiz betreffend, zur Sprache. Almeras 
beſtreitet die Kompetenz des Bundesrathes zu dieſen Ausweiſungen, 
die er von der Bundes⸗Verſammlung ufurpirt. Er findet die Sache 
bedenklich, und da die Verſammlung in ſehr geräuſchvoller Converſa— 
en und gerade nicht ſehr aufmerkſam auf den Redner iſt, 
ſo glaubt er, man langweile ſich ob dieſem Gegenſtande und ſehe ihn 
gleichgültig an, was man aber gewiß noch bereuen werde, worüber 
dann weiblich gelacht wird. Furrer glaubt, der betreffende Artikel 
der Bundesvoerfaſſung ſpreche fo deutlich, daß wohl kein Zweifel über 
die Kompetenz des Bundesrathes entſtehen könne, die übrigens von 
keinem Kantone, als gerade Genf, ſowohl mündlich als ſchriftlich, be⸗ 
ſtritten werde. Siegfried will nichts von einer Specialkommiſſton 
im Sinne von Almeras Antrag wiſſen, ſondern den Gegenſtand ein⸗ 
fach, wie der Ständerath gethan, der zur Prüfung des Rechenſchafts⸗ 
berichts des Bundesrathes im Allgemeinen niedergeſetzten Kommiſſion 
überweiſen, was auch beſchloſſen wird. 

Frankreich. 


Paris, den 15. April. (Köln. Z.) Im „Napoleon“ lieſ't 
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man: „Die Journale ſprechen von einer Handlung ernſtlicher Indis⸗ 
ciplin in einem Bataillone des 47. Regiments zu Angers. Die An: 
gabe iſt durchaus unrichtig. Ein Bataillon des 11. leichten Infan⸗ 
terie-Regiments, welches nach Algerien unterwegs iſt, war es, in 
welchem während des Durchmarſches durch Angers einige Unorduungen 
ausbrachen. General Caſtellane, der die weſtlichen Disifionen be⸗ 
fehligt, iſt mit der Unterſuchung beauftragt und wird nöthigen Falles 
die Offiziere ſtrenge beſtrafen, welche Mangel an Energie bewieſen 
haben. Im Intereſſe der Mannszucht kann die Regierung den Oberſten 
nicht geſtatten, zu vergeſſen, daß ſie für die Aufführung ihrer Regi⸗ 
menter verantwortlich ſind.“ — Der Polizei-Präfekt hat wieder zwei 
Wahlverſammlungen wegen der dort gehaltenen Reden ſchließen laſſen. 
— Es wird verſichert, daß unſere Mittelmeer-Flotte Befehl erhalten 
habe, die Gewäſſer von Neapel bei Ankunft der engliſchen Flotte zu 
verlaſſen, ſei es, daß unſer Admiral bei Ankunft des Admirals Parker 
dieſem, der Forderungen mehrerer beim ſieilianiſchen Kriege benach- 
theiligten engliſchen Unterthanen zu betreiben hat, freies Feld laſſen 
ſoll, oder daß, wie vielleicht ganz unbegründet verlautet, in Betreff 
Sieiliens ein Zwieſpalt zwiſchen Frankreich und England eingetreten 
iſt, da England angeblich die Unabhängigkeit dieſer Inſel herbeizu⸗ 
führen bemüht iſt. 

In der heutigen Sitzung der National-Verſamm⸗ 
lung wird, nach einer Reclamation von Mathieu (de la Drome) 
wegen der Parteilichkeit, womit der Präſident in der vorgeſtrigen Siz⸗ 
zung bei der Debatte über die Schließung mehrerer Wahl-Verſamm⸗ 
lungen ihn verhindert habe, zum Worte zu gelangen, während er 
thatfächliche Beweiſe von der Einmiſchung der Polizei in die Wahl 
Verſammlungen, von ihren Aufreizungen durch geheime Agenten u. ſ. w. 
habe beibringen wollen, und nach einer derben Antwort Dupin's, 
welcher der Linken ihre gewöhnliche ſtürmiſche Haltung vorwirft, die 
Diskuſſion des Budgets fortgeſetzt. Beim Budget für das Mini⸗ 
ſterium des Innern trägt Larabit auf die Vollſtreckung des Geſetzes 
der Conſtituirenden an, wonach eine Statue zu Ehren Carnot's er⸗ 
richtet werden ſoll. Der Miniſter des Innern antwortet, daß 
die Regierung eine beſondere Credit-Forderung zu dieſem Zweck an 
die Verſammlung ſtellen werde. Die im Budget für die Unterſtützung 
der pariſer Theater angeſetzte Summe gibt zu Proteſtationen gegen 
die Bevorzugung von Paris vor den Provinzen und die Einmiſchung 
des Staates in das Theaterweſen überhaupt Veranlaſſung. Berrper, 
Berichterſtatter des Budgets, macht die beſtehenden Contracte mit den 
Theater- Direktoren geltend. Raudot ſchlägt die Reduktion der für 
die Unterſtützung der National - Theater angeſetzten Summe von 
1,273,000 Franken um 240,000 Franken vor. Dieſe Reduktion wird 
mit 390 Stimmen gegen 228 beſeitigt. Leon de Maleville trägt 
auf Bewilligigung von 60,000 Franken für die italieniſche Oper an. 
Er ſpricht die Ueberzeugung aus, daß die franzöſiſche Republik die 
ſchönen Künfte eben jo wenig im Stich laſſen werde, als die früheren 
Regierungen, und erinnert daran, daß dieſes Theater, aus dem die 
bedeutendſten Künſtler der großen Oper hervorgegangen ſind, ſeit zwei 
Jahren nur durch die anhaltenden Opfer eines Künſtlers, der nicht 
einmal Franzoſe ſei (Ronconi's), aufrecht erhalten worden ſei. Dieſer 
Antrag, fo wie ein Antrag von Sauteyra auf Votirung von 100,000 
Fres. für zwei Volkstheater wird an die Commiſſion zur Prüfung ver⸗ 
wieſen. Bei dem Poſten: Unterſtützungen für die politiſchen Verur⸗ 
theilten (500,000) und für die Juli- und Februarkämpfer (150,000 
Fres.) erhebt ſich eine längere Debatte. Morin trägt auf gänzliche 
Unterdrückung der von der Commiſſion ſchon auf 300,000 Fres. redu⸗ 
cirten Unterſtützung für politiſche Verurtheilte an, um der Rebellion 
gegen die Geſetze nicht länger eine Prämie zu ertheilen. Berryer 
erklärt dieſe Unterſtützung für eine Schuld der Geſellſchaft gegen die— 
jenigen, die unter den vielen Revolutionen gelitten haben. Er nennt 
dieſe Unterſtützung ein Almoſen, das die Geſellſchaft nicht verweigern 
könne, da ſie die Schuld der Prinzipien trage, welche die Revolutionen 
herbeigeführt haben. Fely verlangt dieſe Unterſtützung als eine Be⸗ 
lohnung und betrachtet ihre Verweigerung als eine Verdammung der 
Julirevolution und der Februarrevolution. Die Verſammlung erklärt 
ſich mit ziemlicher Majorität für die von Morin beantragte Unter⸗ 
drückung der Unterſtützungen politiſcher Verurtheilten; 115,000 Fres. 
für die Juli- und Februarkämpfer werden genehmigt und die Sitzung 


geſchloſſen. 5 
Großbritanien und Irland. 

London, den 15 April. (Berl. N.) Nach einem amtlichen Be- 
richte wurden während des Jahres 1849 in dem britiſchen Reich 
89 Mill. 145,010 Zeitungen geſtempelt, wovon 76 M. 468,735 
auf England und Wales, 6 M. 493,205 auf Schottland und 6 M. 
384,070 auf Irland kommen. In 603 Zeitungen des britiſchen Reichs 
wurden waͤhrend des v. J. 2 M. 182,262 bezahlte Anzeigen einge⸗ 
rückt, wovon der Staat 158,164 Pfd. St. Steuer erhob. In Eng⸗ 
land und Schottland muß nämlich für jede Anzeige 1 Sch. 6 P. 
(15 Sgr.) und in Irland 1 Sch. (10 Sgr.) Steuer gezahlt werden. 


Husland und Polen. 

St. Petersburg, den 10. April. Vorgeſtern traf Se. Erl. 
der Feldmarſchall Fürſt von Warſchau, Graf Paskewitſch v. Eriwan, 
hier ein. — Der 31. März, der Jahrestag des ſiegreichen Einzuges 
der Ruſſen in Paris im Jahre 1814, wurde diesmal durch die Gröff- 
nung des Invalidenhauſes im kaiſerl. Dorfe Ismailow, bei Moskau, 


gefeiert. 
Italien. 

Rom, den 7. April. (Berl. N.) Das römiſche Miniſterium 
iſt dem Papſt nach Terracina entgegengereift. — Dem Monitore 
Toscano wird Nachſtehendes gemeldet: Wir erfahren, daß der Papſt 
am 14. ſeinen Einzug in Rom halten wird. Bekanntlich ſind auf 
ſeinen Wunſch alle öffentlichen Demonſtrationen eingeſtellt worden; 
die einzelnen Stadtbezirke werden jedoch in den reſp. Kirchen dreitägige 
Dankgebete abhalten laſſen. Der Papſt wird nicht die Centraltheile 
der Stadt, ſondern die ärmeren Theile derſelben, wie Monti, Traſte⸗ 
vere und den Borgo durchziehen. Ueber ſeine Begleitung hat man 
Folgendes erfahren: Bis Velletri werden neapolitaniſche Truppen, 
von dort bis Genzano päpſtliche Carabiniere, von dieſer Stadt bis 
Albano franzöſiſche Dragoner und von Albano bis Rom franzöſiſche 
Jäger die Bedeckung bilden. Der Kardinal Patrizi, Biſchof von Al⸗ 
bano, wird den Papſt aus feiner Didcefe nach Rom begleiten. So⸗ 
bald der Papſt eingefahren ſein wird, werden der General Baraguay 
und der Fürſt Barberint an beiden Seiten des Wagens reiten, dem 
die Nobelgarden, der franzöſiſche Generalſtab und alle in Spalier auf 
geſtellten Beſatzungs⸗Truppen ſich anſchließen werden. Vor der Baſi⸗ 
lita des heiligen Johannes vom Lateran wird der Papſt von der 
päpſtlichen Regierungs⸗Kommiſſion und dem Kapitel empfangen wer⸗ 
den. In der Kirche wird er den Segen mit dem allerheiligſten Sakra⸗ 
mente empfangen. Einer andern Correſpondenz deſſelben Blattes zu⸗ 


folge ſollen der König von Neapel und der Graf v. Trapani den Papſt 
bis an die römiſche Grenze begleiten. 

Rom, den 12. April. (St. A.) Der Papſt hielt heute ſeinen 
Einzug in Rom. Die Erploſion einer Petarde hinter dem Palaſte 
des Fürſten Chigi verurſachte einige Beſtürzung. In dem Zimmer 
des Majordomus wurden Flaſchen mit Brennflüſſigkeiten entdeckt. 
Mehrere Beamte ſind ihres Dienſtes entlaſſen worden. 


Locales ze, 

Poſen. — Als einen Belag für die unter dem Landvolk in der 
Provinz hin und wieder noch herrſchende entſetzliche Rohheit und Ge⸗ 
fühlloſigkeit, geben wir hier die Mittheilung eines Steuerbeamten, 
welcher bei einem hieſigen Fleiſcher vor einigen Tagen drei lebende 
Hammel fand, denen die Augen ausgeſtochen waren. Nach Angabe 
des Fleiſchers war dies durch den Schäfer, welcher ſie ihm verkauft 
hatte, geſchehen, um die Thiere am Fortlaufen von der Heerde zu 
verhindern. Möchten doch Geiſtliche und Lehrer ein ſorgſameres Auge 
auf die Geiſtes und Gemüthsbildung ihrer Pfarr- und Schulkinder 
haben, um dergleichen Abſcheulichkeiten unmöglich zu machen. 

— Was fur Leute in der hieſigen Provinz noch da und dort in 
Lehrerſtellen find, wird nachfolgendes Bruchſtück aus einer Ein⸗ 
gabe eines ſolchen Mannes darthun, der ſich übrigens für vollſtän⸗ 
dig befähigt hält, einer Schule vorzuſtehen, ja, der auf eine beſſere 
Stellung Anſpruch erhebt. Das Rubrum lautet wörtlich und 
buchſtäblich: 

„Beſcheidene Erwiederungs⸗Beſchwerde⸗Anmaſſung mit triftigen 
Bitte des Lehrers N. auf den Lehrerbericht des ... in Betreff Abwei⸗ 
ſung ſeiner früher eingeleiteten definitiven Anſtellung.“ — 

Der Schluß: „Da ich auf die gerechte Güte als Unterlage trif⸗ 
tiger Gründe, welche mich noch niemals zu Worte kommen ließen bei 
der hohen ..... baue, und unerhört fortſetzen muß, fo rechne ich auf 
eine meinem Auskommen noch beſſer dortirte Lehrerſtelle und Berück⸗ 
1 der nicht ſchuldigen Prüfung aus ärmlicher Hinſicht und 
verharren 

Wie man ſieht, hat die Behörde die definitive Anſtellung jenes 
Mannes verweigert, und das mit Recht. Wie man ihn aber nur 
einen Tag noch in einer Lehrerſtelle laſſen und zugeben kann, daß 
er ferner Unheil in den Köpfen der Jugend feines Dorfes anrichte, 
begreifen wir nicht; noch weniger aber wüßten wir, was wir dazu 
denken ſollten, daß der Mann nur in eine Stelle ſich einſchmuggeln 
konnte, wenn uns nicht bekannt wäre, wie jämmerlich ſchlecht noch ſo 
viele Lehrerſtellen ſind (man bekommt keinen beſſern Lehrer), und wie 
blutwenig vielen Schulvorſtänden und Geiſtlichen daran liegt, einen 
tüchtigen Lehrer zu bekommen und zu erhalten (man will keinen beſ⸗ 
ſern). Wie lange noch wird ſolches Unweſen in Preußen dauern, 
in dem Lande, welches auf ſein gehobenes Unterrichtsweſen ſo ſtolz 
{ (D. Volksſchullehrer.) 

Poſen. — Wir entnehmen der Köln. Ztg. Folgendes: Poſen, 
den 14. April. „Ganz nach dem Vorgange von Münſter und Breslau 
werden vorausſichtlich auch hier die katholiſchen Geiſtlichen, die zugleich 
Beamte ſind, entweder den Eid auf die Verfaſſung ganz verweigern, 
oder denſelben nur unter Vorbehalt der Rechte der katholiſchen Kirche 
leiſten. Zwar iſt von Seiten des Erzbiſchofs über dieſe Angelegenheit 
noch keine offizielle Erklärung abgegeben worden; indeß kann über 
ſeine Anſicht kein Zweifel mehr obwalten, und er ſcheint nur eine amt⸗ 
liche Anregung zu erwarten, um ſich darüber zu erklären. Dieſe Ver⸗ 
anlaſſung wird wahrſcheinlich die Vereidung des Seminar-Direktors 
Prabucki bieten. Als dieſer nämlich vor einigen Tagen durch die Kgl. 
Regierung aufgefordert wurde, den Verfaſſungs⸗Eid zu leiſten, gab 
derſelbe die Erklärung ab, daß er vom Herrn Erzbiſchofe den Befehl 
erhalten habe, den Eid nur auf ſeine Anordnung zu leiſten, d. h. mit 
anderen Worten: nur auf eine Aufforderung des Erzbiſchofs und in 
deſſen Hände. Eben fo gab der kürzlich erſt angeſtellte katholiſche Schul⸗ 
rath Grandke, welcher früher mit dem Regierungs-Collegium den Eid 
ohne Vorwiſſen des Erzbiſchofs geleiſtet hatte, dem Ober-Präſiden⸗ 
ten die nachträgliche Erklärung ab, daß er ſich an eine etwaige noch 
erfolgende Beſtimmung ſeines hohen Kirchen⸗Vorgeſetzten gebunden 
halte. Von Seiten des Ober » Präfidenten wurde ſogleich über den Fall 
nach Berlin berichtet und um Verhaltungsbefehle nachgeſucht. Heute 
behauptete man, der Direktor Prabucki ſei bereits ſuspendirt.“ 

Oſtrowo, den 13. April. In der fünften Sitzung des 
Schwurgerichts befand ſich der Lehrer Cyprian Wyſoezynski auf 
der Bank der Angeklagten. Derſelbe ſtand ſchon in der Oktober⸗Sitzung 
v. J. vor den Schranken, war auch, wegen Theilnahme an der polni⸗ 
ſchen Inſurrektion als Lieutenant, für ſchuldig erkannt, mit Kaſſation 
beſtraft worden, hatte aber die Nichtigkeitsbeſchwerde eingereicht, die 
das Ober Tribunal, in Betracht, daß dem Angeklagten damals kein 
Defenfor beigegeben worden war, begründet fand und das Erkenntniß 
ſonach aufhob. Der Staatsanwalt führt aus, daß, wenn der Ange⸗ 
klagte heute auch vor andern Männern ſtehe, ſo ſtehe er doch unter 
demſelben Geſetze, wie bei der früheren Verurtheilung; er beantragt 
das Schuldig. Dagegen wendet der Defenſor ein, daß der Ausſpruch 
der Geſchwornen von der Oktober⸗Sitzung durchaus heute unberückſich⸗ 
tigt bleiben müſſe, weil damals noch Parteihaß geherrſcht und die Kluft, 
die beide Nationalitäten getrennt, noch zu breit geweſen wäre. Heute 
ſei das Verhältniß ein Anderes. Wenn nun auch der Angeklagte als 
Parlamentair nach Oſtrowo gekommen, ſo ſei ihm der Auftrag hierzu 
von ſeinem Oberſten zugegangen und er nur als Bote gebraucht wor⸗ 
den. Nach der Konvention von Jaroslawice habe er ih jedoch auf 
das Gut des Zychlinski begeben und daſelbſt ohne weitere Theilnahme 
ſich aufgehalten. Ein harmloſer Lehrer könne von den Hauptbewegun⸗ 
gen keine Kenntniß gehabt haben; es wäre daher die größte Ungerech⸗ 
tigkeit, ſolche Leute zu beſtrafen, und er trage daher auf „Nichtſchuldig“ 
an. Der Vorfigende macht in feiner Sachdarſtellung die Geſchwornen 
darauf aufmerkſam, daß der Staatsanwalt den Beweis nicht angetre⸗ 
ten, daß der Angeklagte, als er in der Eigenſchaft eines Parlamentairs 
in Oſtrowo erſchienen, von der beregten Konvention Kunde gehabt. 
Die Geſchwornen zogen ſich hierauf mit den ihnen geſtellten 3 That⸗ 
fragen zurück, und Sprachen beim Wiedererſcheinen das „Nichtſchul⸗ 
dig“ aus. i 

Bromberg, den 18. April. Man glaubt, daß der ehema⸗ 
lige Finanzminiſter Hanfemann, welcher ſich auf einer Reiſe in Oſt⸗ 
und Weſtpreußen befindet, auf feiner Rückreiſe nach Berlin auch Brom⸗ 
berg paſſiren wird. An feine Ankunft knüpft man die Hoffnung auf 
Reviſton und Erweiterung des hier von der Regierungs⸗Hauptkaſſe vers 
walteten Bankcomtoirs, welches bis jetzt, wie man allgemein verſichert, 
für den ſich immer mehr erweiternden Handel unſerer Stadt und Umge⸗ 
gend, der ſich im nächſten Jahre durch die Eiſenbahn noch mehr heben 
dürfte, feine Geſchäfte in zu geringer Ausdehnung betreibt. Viele, 
theils mündlich, theils ſchriftlich über die Erweiterung dieſer Gefchäfte 
bei den Miniſterien und dem Hauptbankdirektorio in Berlin ange⸗ 


brachte Petitionen find bis nicht berückſichtigt worden; jetzt gedenkt man 
aber dem obengenannten berühmten Finanzmanne, der bekanntlich zu⸗ 
gleich mit der oberſten Leitung der Hauptbank betraut iſt, bei ſeiner 
hieſigen Anweſenheit die Wünſche des hieſigen handeltreibenden Pu⸗ 
blikums durch eine Deputation darzulegen. — Die Danziger Theater⸗ 
Geſellſchaft beginnt ihre Vorſtellungen hier mit dem 1. Mai; das 
Corps de Ballet derſelben iſt ſehr vermehrt, und wir dürfen nach 
dem Repertoir und den ſonſt hier in ſo gutem Andenken gebliebenen 
Leiſtungen dieſer Geſellſchaft auf einen hohen Kunftgenuß für dieſen 
Sommer rechnen. — Der Bürgermeiſter von Nakel, welcher für den 
Wirſitzer Kreis nach Erfurt gewählt iſt, hat von dort eine intereſſante 
Schilderung der dortigen parlamentariſchen Parteiſtellungen an feine 
Committenten geſandt. Es lautet in dieſer Beziehung folgenderma⸗ 
maßen: „Es haben ſich hier 3 Parteien gebildet. Die Eine, an de— 
ren Spitze der Herr Miniſter v. Bodelſchwingh ſteht, will ohne vor⸗ 
herige Reviſion die Verfaſſung vom 26. Mai v. J. annehmen, um 
nur erſt die Fürſten und Völker derjenigen Staaten, deren Regierun⸗ 
gen die Vorlage vom 26. Mai v. J. gemacht haben, zu binden. Sie 
geſteht dabei zu, daß mit dieſer Verfaſſung Deutſchland nicht zu re⸗ 
gieren ſei, und daß die Verfaſſung deshalb zwar einer Reviſion, aber 
erſt nach der Annahme en bloc, unterworfen werden müſſe. Zu 
dieſer Partei gehören faſt alle nichtpreußiſchen Deputirten, dann die 
Frankfurter und Gothaer Partei; — — ſie bildet bis jetzt die Mehr⸗ 
heit im Parlament.“ — — — „Die zweite Partei iſt ein Zweig der 
dritten; ſie will die Verfaſſung annehmen, aber nur unter der Bedin— 
gung demnächſtiger ſofortiger Reviſion durch dieſe Verſammlung mit 
einfacher Stimmenmehrheit.“ — — — „Ich habe mich der dritten 
Partei angeſchloſſen, welche erſt revidiren oder ein neues Verfaſſungs⸗ 
Projekt vorlegen will, deſſen weſentliche Bedingung iſt, daß ein jeder 
Staat nach Maßgabe ſeiner Seelenzahl vertreten iſt, eingedenk des 
Deutſchen Sprüchworts: So wie der Mann, ſo wird ihm das Kleid 
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zugemeſſen.“ — Heute wird der Herr Präſident von Schleinitz von 
Berlin zurückerwartet. — Die Vereidigung der ſtädtiſchen Beamten 
findet morgen um 11 Uhr auf dem Rathhauſe ſtatt. 


Muſterung polniſcher Zeitungen. 

Die Polemik, deren ſich die beiden Polniſchen Wochenblätter 
Wiarus und Wielkopolanin gegen die Deutſchen bedienen, übertrifft 
an Ausſchweifung Alles, was in dieſer Hinſicht je auf literariſchem 
Gebiete vorgekommen iſt; beide gefallen ſich ſo recht darin, die Rolle 
des Harlequin unter den Zeitſchriften zu ſpielen. Ihre Tendenz geht 
dahin, in dem Herzen des gemeinen Polen die Flamme des nationalen 
und religiöſen Fanatismus gegen die Deutſchen anzuſchüren. Zu die— 
ſem Zwecke muß die an Schimpfwörtern ſo überreiche Polniſche Sprache 
ihre Schatzkammer öffnen, fo daß es dem Ueberſetzer oft ſchwer iſt, 
das Verächtliche und Beſchimpfende des Polniſchen Ausdruckes im 
Deutſchen treffend wiederzugeben. So wird z. B. der Deutſche ges 
wöhnlich mit dem Ausdrucke, Niemezysk o“, „Niemezura“, „sztuezka 
Niemiecka“ bezeichnet. Wahrlich Nichts beweiſt die Schwäche 
der Polniſchen Sache mehr, und Nichts iſt weniger geeignet, ihr aufs 
zuhelfen, als eine ſolche Polemik, und darum darf man derſelben ganz 
ruhig ihren Lauf laſſen. — Die Neuigkeit, welche der Wielkopola- 
nin in Nr. 31. den Bauern aus Rawicz bringt, liefert zu obiger Be— 
merkung einen neuen Beleg. Sie lautet: „Daß man uns früher die 
Kirchen weggenommen hat, Brüder, das habt Ihr von den Alten 
genugſam vernommen, und Eure Aeltern ſahen auch wohl mit ihren 
eigenen Augen dieſe Schandthat, daß man aber jetzt, wo es ſchon fü 
wenig katholiſche Kirchen in unſerem Lande giebt, und wo die Kirchen 
der Proteſtanten faſt in jedem Kreiſe wie die Pilze nach dem Regen 
aus der Erde hervorkriechen, daß man jetzt noch katholiſche Kirchen 
wegnimmt, das iſt doch eine große Sünde. Und dennoch geſchieht es. 
Von dem Theile der Dominikaner-Kirche in Poſen, wo die Prozeſſio— 


nen immer gingen, habe ich Euch ſchon früher erzählt, jetzt hat man 
auch die katholiſche Kirche in Rawiez weggenommen. Man führte in 
dieſelbe den Prediger und die proteſtantiſche Andacht ein, und will, 
daß dort in einem Hanſe die katholiſchen und evangeliſchen Andachten 
zuſammen abgehalten werden ſollen. Was ſollten die armen Polen 
anfangen? Als die Schwächern mieden fie die Kirche, denn fie woll— 
ten ihren Glauben nicht durch eine gemiſchte Andacht beſudeln (pas- 
kudzie)! O Knechtſchaft, Knechtſchaft! Brüder, ſeht, was für eine 
Schandthat!“ 


Verantw. Redakteur: C. E. H. Violet. 


Angekommene Fremde. 
1 Vom 20. April. 

Bazar: Pächter Tesko a. Tarnowo; Bürger Mandzinski a. Samter; 
Buchbdlr. Lauge a, Gneſen; Cieſzkowski u. Pächter Wronieeki a. 
Wierzenica; Gutsb. Wilczynski a. Krzyzſanowo. 

Hötel de Baviere: Gutsb. Goslinewski a. Kempa; Kaufm. Weiler a. 
Heedingsfeld. 

Lauk's Hötel de Rome: Kaufm. F. Cohen a. Anwers in Belgien. 

Hötel de Dresde: Kreisphyſikus Dr. Zelasko u. Landrath v. Neichmei⸗ 
ſter a. Obornik; Gutsb. Opitz a. Lowenczin. 

Hötel ä la ville de Rome: Probft Szymalfski a. Moſzyn. 

Hötfel de Berlin: Gutsb. v. Wegierski a. Wreſchen; Prof. Weclewski 
a. Culm; Aktuar Albrecht a. Meſeritz; Gymnaſ Krzeſinskiſa Sſtrowo. 

Hötel de Beben: Gutsb. Dabski a. Konojad; Gutsb. Lubowiecki 
a. Leczyski. 

Weißer Adler: Gutsb. v. Zeromski a. Grodzisk. 

Große Eiche: Nentier Karczewski a. Borzyjewo. 

Im Eichenkranz: Kfm. Nuſſak a. Gneſen; Kfm. Noſenfeld a. Schwerſenz. 

Im Eichborn: Kaufm. Verliner u. Schneidermſtr Wollheim a. Oſtrowo; 
Kaufm Heilfronn a. Wittkowo. 

Im Neh: Sattler Frankiewicz a. Kurnik; Bürger Sternitz a. Schroda. 


Druck und Verlag von W. Decker & Comp. in Bofen. 


Stadt⸗Theater in Poſen. 

Sonntag den 21. April zum Erſtenmale: Der 
Schauſpiel-Direktor in Tauſend Aengſten, 
oder: Hutmacher und Strumpfwirker; Sing⸗ 
ſpiel in 3 Akten von Kaiſer. 

Marceli Zenopolski, polski aktor, we 
wtorek dnia 23. Kwietnia 1850. r. na swöj 
benefis, bedzie mial zaszezyt dad, „wie- 
czör« pod nazwg: Co, kto lubi, program 
Bie duy Rybak. — Zotnierz. — Nowa 
szkola mimiki. — Chlop Milionowy. 
Reszte afisz oznaczy. 


Die heute Morgen um 94 Uhr glücklich erfolgte 
Entbindung meiner lieben Frau, Amanda geborne 
Reiſſiger, von einem geſunden Knaben, zeige 
ich Freunden und Bekannten hierdurch ergebeſt an. 

Poſen, den 20. as 1850. 


Sonrahd, 
Prem.⸗Lieutenant im 5. Artifferie- Regiment. 


Bei F. E. C. Leuckart in Breslau iſt ſo eben 
erſchienen und durch alle Buchhandlungen zu bezie— 
hen, in Poſen vorräthig bei S. L. Scherk, 
Markt No. 80.: 


Abtalion. 


Erſtes Leſe- und Sprachbuch 
für die iſraelitiſche Jugend 

zur Weckung religiöfer Gefühle. Herausgegeben 
von Dr. J. H. Jacobſon. 

Zweite verbeſſerte und ſehr vermehrte Auflage. 

Preis 5 Sgr. v. 
Es ſollen am künftigen Dienſtag den 23. d. 
Mts. an Ort und Stelle die verſchiedenen Gärten 
und Aecker der Feſtung öffentlich au den Meiſtbie— 
tenden verpachtet werden. 

Pachtluſtige werden hierzu mit dem Bemerken 
eingeladen, daß der Sammelplatz am genannten 
Tage früh 7 Uhr auf dem Feſtungsbau-Hofe ſeyn 
wird, woſelbſt auch die nähern Bedingungen mit⸗ 
getheilt werden ſollen. 

Poſen, den 18. April 1850. 

Königliche Kommandantur. 
Bekanntmachung. 

Es ſollen am künftigen Dienſtag den 23. d. 
Mts. an Ort und Stelle, gleichzeitig mit der Ver— 
pachtung der Feſtungsgärten und Aecker, mehrere 
der Feſtung gehörige, zum Abbruch beſtimmte Ge— 
bäude, der Grundſtücke No. 2. Berdychowo, No. 3. 
St. Roch, No. 145. Kuhndorf, No. 127. A. und 
No. I. &. B. Jerzycer Ziegelei, No. 14. und 16. 
Graben und No. 75. St. Adalbert, eine Parthie 
Kirſchbaumſtaͤmme, ſo wie mehrere unbrauchbare 
Utenſilien und Materialien, an den Meiſtbietenden 
gegen gleich baare Bezahlung öffentlich verkauft 
werden. 

Kaufluſtige werden hiervon mit dem Bemerken 
in Kenntniß geſetzt, daß der Sammelplatz am ges 
nannten Tage früh 7 Uhr auf dem Feſtungsbau⸗ 
hofe ſeyn wird, woſelbſt die nähern Bedingungen, 
welche bis dahin im Bureau der Feſtungsbau-Di⸗ 
rektion zur Einſicht ausliegen, bekannt gemacht 
werden ſollen. 

Poſen, den 18. April 1850. 

Königl. Feſtungsbau⸗Direktion. 
Nothwendiger Verkauf. 

Das Erbpachts-Vorwerk Venetia im Kreiſe 
Schub in, dem Andreas von Ilowieeki ges 
börig, abgeſchätzt auf 28,105 Rthlr. 20 Sgr. I Pf, 
zufolge der nebſt Hypothekenſchein und Bedingun- 

en in der Regiſtratur einzuſehenden Taxe, ſoll im 
fortgefegten Bietungs⸗Termine 

am ai 1850 Vormittags 11 Uhr 
an ordentlicher Gerichtsſtelle ſubhaſtirt werden. 

Der dem Aufenthalte nach unbekannte Gläu⸗ 
biger Chriſtoph Heyn wird hierzu öffentlich 
vorgeladen. Schubin, den 29. Auguſt 1849. 

Königl. Kreis-Gericht. Abtheilung I. 


Nothwendiger Verkauf. 

Das im Inowraclawer Kreiſe belegene Erb— 
pachts⸗Vorwerk Biskupiee No. I., abgeſchätzt auf 
6005 Rihlr. 28 Sgr. 4 Pf., zufolge der nebſt Hy— 
pothekenſchein und Bedingungen in der Regiſtratur 
einzuſehenden Taxe, ſoll 

am 31. Oktober c. 10 Uhr Vormittags 
an ordentlicher Gerichtsſtelle ſubhaſtirt werden. 

Inowraeclaw, den 25. März 1850. 

Königliches Kreis-Gericht. 
J. Abtheilung. 


Poſener 
Heiraths-Ausſtattungs⸗ 
Verein. 


Da noch mehrere Mitglieder ihre Bücher nicht 
abgeholt haben, ſo kann in dieſem Monat noch 
keine Auszahlung ſtatt finden, indem dadurch der 
Verein noch nicht vollſtändig it. Das Nähere 
werden wir bekannt machen. Der Vorſtand. 


Ein Sohn rechtlicher Eltern kann die Mützenma⸗ 
cherei bei Friedrich Markewiez neben der Frie— 
drichs⸗Wache erlernen. 


Ein Sohn rechtlicher Eltern ſindet als Lehrling 
ein Unterkommen beim Buchbindermeiſter C. Frün— 
gel, Breslauerſtraße No. 4. 


Gutsverkauf. 


Das im Poſener Kreiſe, 13 Meile von Poſen an 
der Breslauer Chauſſee belegene Rittergut Rosno— 
wo nebſt Pertinenzien, iſt von Johanni d. J. aus 
freier Hand zu verkaufen. Die Verkaufsbedingun⸗ 
gen und nähere Auskunft werden im Bureau des 
Herrn Juſtizraths Gregor in Poſen am Wil⸗ 
helmsplatz ertheilt. 

Rosnowo, den 22. April 1850. 

Antonie v. Pomorska geb. v. Przyjemska. 


Es ſind fette Ochſen in Glucho wo bei Koſten 
zu haben. 


Höchſt wichtige Erfindung für Heſen— 
ſabrikanten, Hefenhändler u. ſ. w. 
Es iſt mir nach langjährigen Verſuchen möglich 

geworden, eine künſtliche Preß-Hefe, unab- 

hängig von Brennerei und Brauerei, zu bereiten, 
welche derjenigen, welche in Brennereien gewonnen 

wird, in jeder Hinſicht ganz gleich kommt. In 24 

Stunden kann jede beliebige Quantität hergeſtellt 

werden, und kommen die 100 Pfd. dieſer Hefe bei 

den jetzigen Getreide- und ſonſt dazu erforderlichen 

Materialien-Preiſen auf höchſtens 7 Thlr. zu ſtehen. 
Gegen ein zu beſtimmendes Honorar, welches erſt 


Die Konditorei im Luiſenſchulgebäude 
empfiehlt täglich friſchen Frauſtädter, fo 
wie den überall fo berühmten Breslauer 2 
Kranzkuchenz auch kann daſelbſt ſogleich ein 

5 Lehrling plaeirt werden. 
„eee 


Germamizn- 

Nachdem die General-Agentur der obigen Geſell— 
ſchaft für das Großherzogthum Poſen von Herrn 
S. A. Boas in Landsberg a/ W. auf Herrn 
Ignatz Pulvermacher in Poſen übergegangen 
iſt, wird dies dem betreffenden Publikum hierdurch 
bekannt gemacht. 

Berlin, den 3. April 1850. 
Der Special⸗Direktor A. Saſſe. 


Hierauf Bezug nehmend, bin ich zur Ertheilung 
der Statuten und jeder nähern Auskunft gern bereit. 
Poſen, Friedrichsſtraße No. 31. 
Ignatz Pulvermacher, 
General-Agent der Germania. 


Regenwalder Ackergeräthe, 
namentlich: Ramſon-Crosquill'ſche Dreſchmaſchinen, 
Alban'ſche Säemaſchinen, Klee-Säemaſchinen, Gyps— 
Streumaſchinen, Rübendriller, Schwerz'ſche u. Pom⸗ 


merſche Schwingpflüge, Thär'ſche und Evaus'ſche 
Häuſepflüge, Cleaner, Pitzpuhler und Sprengel'ſche 
Untergrundpflüge, Sprengel'ſche Waſſerfurchenpflüge, 
Raſenſchälpflüge, Schottifche und Brabanter Pflüge, 
Krümmen u. a. m. ſind ſtets vorräthig in der Eiſen— 
handlung von 
H. Cegielski in Poſen. 

Größere und kleinere transportable Feuer- und 
Wollwaſchſpritzen, ſo wie auch Zink-Badewannen, 
Kartoffeldämpfer, Keſſel, Ofenwannen und Töpfe, 
Kaſſerollen und eine Auswahl Backformen und au⸗ 
deres Kupfergeſchirre iſt, um zu räumen, No. 21. 
Gerberſtraße aufs billigſte zu verkaufen. 


Mineral-Vrunnen und Molken-Kur! 
In Folge vielfacher Anregung, dieſes Frühjahr eine 
„Mineral-Brunnen- und Molken⸗Kur“ 

in dem hierzu hoͤchſt zweckmäßigen Bahnhofs 

Garten zu veranſtalten, habe ich gern die nöthi— 

gen Schritte gethan, um bei genügender Theilnahme 

das Unternehmen in Ausführung bringen zu können. 

Um demnach die, nach ärztlicher Verordnung ꝛc. 
erforderlichen Brunnen friſch und rechtzeitig zu 
beſchaſſen, bitte ich die geehrten theilnehmenden 
Säfte, ſich dieſerhalb bald gefälligſt, möglichit 
noch vor dem I. Mai c., mit mir in Verbindung 
ſetzen zu wollen. * 

Unter der Verſicherung ſolider Preiſe und Be⸗ 
ſorgung, liegt der Original-Preis-Courant bei mir 
zur gefälligen Einſicht bereit, und erwartet geehrte 
Aufträge. Bornhagen. 

7 
Eröffnung meines Gar⸗ 
1 
ten⸗Etabliſſements. 
Friedrichs-Straße Nr. 28. 

Die in meinem Garten befindliche Kegelbahn 
habe ich auch in dieſem Frühjahr wieder in guten 
Stand geſetzt und kann ſolche in den Morgenſtunden 
von geſchloſſenen Geſellſchaften benutzt werden. 

Auf Verlangen wird daſelbſt eine Taſſe des be— 
ſten Polniſchen Kaffee's verabreicht. — Das beliebte 
ächte Stettiner Doppel-⸗Lagerbier kann ich mit vol⸗ 
lem Recht empfehlen und koſtet die Flaſche nur 14 
Sgr. — Ferner ſtehen die Promenaden in meinem 
Garten den Herrſchaften, welche Mineralbrunnen 
trinken, gegen eine kleine Vergütigung zur Dispoſi⸗ 
tion. Endlich bin ich auch gern bereit, bei Veran— 
ftaltung von Konzerten und andern Garten-Ver⸗ 
guügungen mein Etabliſſement zu üeerlaſſen. 

ychlinski. 

Unſer durch Einkauf auf der jüngſten Leipziger 
Meſſe aufs Vollſtändigſte aſſortirtes Lager 

von Tuch, Bukskins und Paletotſtoffen, 
empfehlen wir zur gefälligen Beachtung. 
Moritz & Hartwig Mamroth, 
Markt No. 53. 


Sommerſtoffe für Herren. 
Von den im vor. Jahre fo gern gekauften leine— 
nen und baumwollenen Stoffen des Weber-Vereins 
in und um Greifenberg ſandte ich wieder eine große 
Auswahl in den neueſten und geſchmackvollſten 
Muſtern an 
die Frau Kaufmann Wwe. Julie Vogt in 
Poſen, Wilhelms-Platz No. 14. im Hauſe 
des Herrn v. Kaczkowski 
in Commiſſion, und hoffe, daß deren Preiswürdig⸗ 
keit, Dauer und Aechtheit einen reichlichen Abſatz 
herbeiführen wird. * 

Auch eine Parthie ganz feine leinene Sommer⸗ 
Kleider für Damen in ganz ächten Farben. 

Indem ich noch unſer Commiſſions-Lager von 
Creas-Leinen und Taſchentüchern, wobei 
ſtets die Garantie von 50 Rthlr. für rein Leinen 
gegeben wird, aufs Beſte empfehle, 

zeichne ich ergebenſt 
Eduard Seidel. 


Herren⸗Hüte 


und 


i Sonnenſchirme 
a erhielt und verkauft billigſt 


A. Pakſcher, 


unterm Rathhauſe vis a-vis der Wronkerſtr. 


Drei junge Netbrucher Kühe ſehr guter Art, wo⸗ 
36 eh ce und eine hochtragend iſt, 
ehen kleine Gerberſtraße im Jafféſch 

zum Verkauf. IR Se ie 


Heute Sonntag den 21ſten großes Salon-Kon- 
zert, ausgeführt von der ſtets berühmten Kapelle, 
unter Leitung des Herrn Muſik-Direktor E. Winter. 
Anfang 7 Uhr Abends. J. Lambert. 


Meine unter No. 71. St. Martin belegene Ke⸗ 
gelbahn, welche bisher aus einem 153zaͤhligen Spiel 
Kegel und Bretterbahn beſtand, habe ich auf die 
gewöhnliche Zahl von 9 Kegeln und Lehm-Hammer⸗ 
ſchlag einrichten laſſen, und bitte um zahlreichen 
Beſuch. Majewski. 

Einladung. 

Heute Sonntag den 21. d. Mies. bei Eröffnung 
meines Etabliſſements Damm No. 5. (früher Bau— 
mann) wird eine ſilberne Taſchenuhr aus— 
geſchoben. Für verſchiedene Speifen, gute Ge⸗ 
tränke und ſchnelle freundliche Bedienung wird be- 
tens geſorgt. F. Zimmermann. 


Auf dem Wege von der Ratey nach Poſen iſt 
eine Brieftaſche nebſt Brille und aged ne 
pieren verloren gegangen. Der ehrliche Finder wird 
gebeten, dieſelbe gegen Belohnung Schifferſtraße 
No. 10. abzugeben. Teubert, Gerichts Bote. 

An eine Freundin in Krotoſchin. 
(Verſpätet) 
Erhaben über irdiſchen Tand biſt Du — Concor⸗ 


ia, 
Und wohlthuend wirkend iſt Deine poetiſche Erſchei— 
, nung. 
Ein harmoniſches Ganze ift der Wohllaut Deiner 
Stimme, 
Und ein ſchöͤnes Denkmal — Dein edler Sinn. 


